
   

Schriftliche Anfrage betreffend Massnahmen zu Gunsten 
Quereinsteiger:innenausbildung zur Lehrperson 
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Der Kanton Basel-Landschaft hat im Mai 2023 Massnahmen präsentiert, mit welchen er gegen den 
Lehrpersonenmangel vorgehen möchte. Viele der Herausforderungen, auf die der Nachbarkanton dabei reagiert, 
bestehen auch im Kanton Basel-Stadt, der seinerseits aber keine entsprechenden Massnahmen kommuniziert 
hat. Aus diesen Gründen bittet die Unterzeichnende den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten. 

1. Quereinsteiger:innen müssen mindestens während einem Jahr auf Erwerbsarbeit verzichten. Das ist ein 
Hauptgrund für die geringe Nachfrage nach dieser Ausbildung. Der Kanton BL prüft nun die Einführung 
eines Ausbildungslohns. Prüft auch der Kanton BS diese Massnahme? Welche Anpassungen der 
rechtlichen Vorgaben sind notwendig, um so einen Ausbildungslohn einführen zu können für alle, die diese 
Ausbildung absolvieren? 

2. Strebt auch der Kanton Basel-Stadt eine bessere Entlöhnung der Studierenden im weiteren Verlauf der 
Quereinsteiger:innenausbildung an? 

3. Berufseinsteiger: innen und Lehrpersonen in Ausbildung müssen häufig bereits grosse Verantwortung 
übernehmen. Wie können sie individueller und bedarfsgerechter begleitet werden? Können die Vorgaben 
für Mentor:innen vereinfacht und deren Entschädigung verbessert werden? 

4. Inwiefern unterscheidet sich der Rechtsschutz bei nicht diplomierten Lehrpersonen von demjenigen ihrer 
offiziell qualifizierten Kolleg:innen (sowohl betreffend die zivil- als auch strafrechtliche Haftplicht)? 

5. Unterstützt der Regierungsrat einen vereinfachten Zugang zu den Pädagogischen Hochschulen für 
Absolvent:innen der Berufsmatura? 

6. Nimmt der Kanton BS ebenfalls an der geplanten interkantonalen Kampagne für den Beruf der Lehrperson 
teil? 

7. Wie überprüft der Kanton Basel-Stadt die Sicherstellung von quantitativen und qualitative 
Fachkräftebedarfs an den Schulen mittel- und langfristig? 
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